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Laut europäischer Wasserrahmenrichtlinie  
ist ein Großteil der Gewässer in Europa 
verschmutzt. Bis 2015 sollen Gegenmaß-
nahmen eine Verbesserung bringen. Auch 
in Luxemburg sind so manche Gewässer 
in einem schlechten Zustand. Wieso ist die 
Qualität der luxemburgischen Gewässer so 
schlecht?

Jean-Marie Halsdorf: Ich bin mit der 	
Formulierung Ihrer Frage nicht ein-
verstanden. Die Qualität des Luxem-
burger Wassers ist nicht so schlecht, 
wie Sie das darstellen. Sie ist natürlich 
verbesserungsfähig und bei verschie-
denen Gewässern muss noch so man-
ches geschehen. Aber dazu müssen 
die Gemeinden mitziehen. Die sind 
in Luxemburg für die Trinkwasserver-
sorgung und die Abwasserreinigung 
zuständig. 

Das Ministerium kann nichts tun, um die 
Wasserqualität zu verbessern?

J.-M.H.: Wir können die Gemeinden 
natürlich durch eine Strategie und durch 
eine konsequente Vorgehensweise dazu 
motivieren, uns zu unterstützen. Aber 
definitiv liegt die Kompetenz bei den 
Gemeinden. Sie sind es, die entscheiden 
müssen, ihre Gewässer zu renaturie-
ren, eine Kläranlage zu bauen oder ein 
Ufer anders anzulegen. Letztlich kann 
nur gemeinsam etwas geschehen. Wir 
werden es versuchen und haben dazu 
mit unserem neuen Direktor eine Stra-

tegie entwickelt. Ich glaube außerdem 
an das neue Gesetz, das wir bald ein-
reichen werden. Es handelt sich hierbei 
um mehr als nur die Umsetzung der 
Wasserrahmenrichtlinie, sondern es ist 
ein richtiges Rahmengesetz, das dem 
Wasser einen anderen Stellenwert geben 
und die Vernetzungen in diesem Bereich 
richtig aufzeigen wird.

In Sachen Grundwasser haben wir 
ebenfalls einen Plan. Wir haben für 
den Quellenschutz und die Auswei-
sung von Schutzzonen eine offensivere 
Politik gewählt. Es stimmt, dass wir 
beim Quellenschutz unsere Hausaufga-
ben nicht gemacht haben. Hier sollten 
schon seit 1993 Schutzzonen ausgewie-
sen sein. Von der Technik her stehen 
wir in den Startlöchern, nur, es müssen 
noch hydrogeologische Untersuchungen 
gemacht werden, die sehr zeitaufwen-
dig sind. 

Wie wäre dann die Vorgehensweise? 

André Weidenhaupt: Momentan gibt 
es noch keine Zeitvorgabe. Im Gesetzes
vorschlag ist vorgesehen, dass die 
Gemeinden das in Partnerschaft mit uns 
regeln sollen. Natürlich wird das Minis
terium die Schutzzonen ausweisen. Es 
steht auch schon fest, dass ab 2015 kein 
Trinkwasser mehr aus einer Quelle ent-
nommen werden darf, die keine Schutz-
zone hat.

Werden Sie also weniger auf die Versorgung 
aus dem Stausee und mehr auf die Quellen 
setzen?

J.-M.H.: Wir wollen auch auf die Quel-
len setzen. Wir streben eigentlich eine 
Valorisierung des gesamten Quellen-
bereichs an. Dies ist in der Öffentlich-
keit bisher wenig bekannt. Auch was 
die Grundwassernutzung angeht: Man 
benötigt eine Genehmigung für jede Art 
von Bohrung, sei es um das Grundwas-
ser anzuzapfen oder zu geothermischen 
Zwecken. Man kann nicht einfach so 
ein Loch bohren und sich wie im Super-
markt bedienen. Da ziehen wir eine 
strikte Linie.

Bisher wurden die Genehmigungen doch 
eher großzügig verteilt ... 

A.W.: Teils, teils. Wir sind im Moment 
so restriktiv wie möglich. Aber so lange 
es keine Gesetzgebung gibt ...
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„Wir wollen im Rahmen der  
Wasserrahmenrichtlinie eine  

taxe de prélèvement und eine  
taxe de pollution einführen,  

d. h. entnommenes Trinkwasser 
wird genau so besteuert werden 

wie verschmutztes.“  
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J.-M.H.: Das neue Gesetz wird strikter 
sein und Transparenz schaffen. 

A.W.: Das Gesetz hat als Aufhänger den 
guten quantitativen und chemischen 
Schutz des Grundwassers, wie es die 
Wasserrahmenrichtlinie vorschreibt. 
Damit haben wir eine gute Handhabe.

Wird man bei Bohrungen für das entnom-
mene Wasser zahlen? In Deutschland gibt 
es bereits solche Modelle.

J.-M.H.: Diese Frage haben wir uns 
noch nicht gestellt. Wir wollen aber im 
Rahmen der Wasserrahmenrichtlinie 
eine taxe de prélèvement und eine taxe de 
pollution einführen, d. h. entnommenes 
Trinkwasser wird genau so besteuert 
werden wie verschmutztes. 

Glauben Sie mit diesen Maßnahmen die 
Ziele der Wasserrahmenrichtlinie in punkto 
Wasserqualität einhalten zu können?

J.-M.H.: Ich glaube, dass wir mit unserer 
Kostendeckungsstrategie über die Run-
den kommen werden. Einerseits müssen 
die Gemeinden, unter Berücksichtigung 
ihrer Investitionen, einen kostendeck
enden Wasserpreis berechnen, anderer-
seits müssen wir als Staat diese Steuern 
verrechnen. Die eingenommenen Gelder 
können dann in Kläranlagen, Quellen-
schutz oder Renaturierung gesteckt 
werden. Das müsste aufgehen. 

A.W.: Im Hinblick auf das 2015-Ziel 
des guten ökologischen Zustands der 
Gewässer, haben wir bei der Bestands-
aufnahme festgestellt, dass ein Drittel	

der Oberflächengewässer diesen Zu-
stand eventuell nicht erreichen wird. 
Verglichen mit dem nahen Ausland ist 
dies aber ein guter Wert. Für die Meuse 
und deren ganzes Einzugsgebiet schätzt 
man z. B., dass 65% dieses Ziel nicht 
erreichen werden. Bei uns liegt es u. a. 
daran, dass wir nicht genügend Kläran-
lagen haben. Ein weiteres großes Pro-
blem sind z. B. Flüsse wie die Petruss. 

Die Petruss kann das beste Wasser füh-
ren, trotzdem ist es noch immer nicht 
in einem guten ökologischen Zustand, 
weil es durch diesen Beton-Kanal läuft. 
Von diesen Petrussen gibt es mehrere in 
Luxemburg. Die kleineren Bäche sind in 
einem guten Zustand. Wir haben nur 
im Ösling durch die Landwirtschaft 
etwas Probleme mit den Oberflächen-
gewässern. Aber wir wissen, welche 
Maßnahmen wir ergreifen müssen. So 
ist u. a. das Innenministerium mit dem 
Landwirtschaftsministerium eine Art 
Partnerschaft eingegangen.

Wenn Sie mit dem Wasserschutz ernst 
machen, wird es für den einzelnen Bauern 
nicht einfach. Er kann seine Gülle nicht 
mehr wie gewohnt ausbringen, wo er will, 
und muss aufpassen, wo er Pestizide benutzt. 
Ist das zumutbar und durchsetzbar?

J.-M.H.: Man muss den Betroffenen 
unter die Arme greifen. Die Mittel dazu 
könnten aus der taxe de prélèvement kom-
men. Für das Grundwasser sind Nitrate 
ein Problem, das steht fest. Und es steht 
auch eindeutig fest, dass wir gemeinsam 
mit den Akteuren in der Landwirtschaft 
etwas unternehmen müssen.

A.W.: Auf nationaler Ebene  wird derzeit 
das neue EU-Agrarumweltprogramm 
umgesetzt. Hierzu haben wir den Land-
wirtschaftsverwaltungen Ratschläge 
im Sinne einer nachhaltigen Umgangs 
mit Wasserressourcen im Bereich der 
Landwirtschaft gegeben. So sind z. B. 
Kompensationszahlungen aus Brüssel 
möglich, wenn sich ein  Landwirt „was-
sergerechter“ verhält.

Sie haben vorhin von den Zuständigkeiten 
gesprochen. Neben den Gemeinden, die 
die Endverantwortung haben, gibt es auch 
die Syndikate. Dieses ganze System ist 
sehr kompliziert und wohl auch nicht sehr  
effizient. Als Innenminister arbeiten Sie 
generell daran, die Effizienz der Gemein-
den und Syndikate zu verbessern. Welche 
Strategie verfolgen Sie im Wasserbereich?

J.-M.H.: Durch die Territorialreform 
wird zurzeit viel über die Gemeinde des 
21. Jahrhunderts in der Abgeordneten-
kammer diskutiert. Einerseits werden 
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Drittel der Oberflächengewässer 
diesen Zustand eventuell nicht  

erreichen wird.“  
(André Weidenhaupt)
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die Gemeinden stärker sein und regional 
zusammenarbeiten müssen. Anderer-
seits müssen auch Institutionen wie die 
Syndikate – wenn es große sind – beste-
hen bleiben. Wasser- und Abwassersyn-
dikate müssen unbedingt bestehen blei-
ben. Am besten wäre ein großes Abwas-
ser- und ein großes Wassersyndikat. 
Das ist aber politisch nicht realistisch. 
Ich bin daher der Ansicht, man sollte 
vier dieser Syndikate gründen. Zwei 
bestehen schon im Abwasserbereich 
(Siden1 und Sidero2). Momentan laufen 
Diskussionen mit   den Ostgemeinden, 
um auch ein Syndikat an der Mosel auf 
die Beine zu stellen. Der ganze Osten 
bräuchte nur ein Syndikat. Der Süden 
hat drei Syndikate, auch da möchte ich 
nur noch ein einziges haben. Über den 
regionalen Syndikaten könnte dann 
noch ein gemischtes Syndikat stehen, 
das übergeordnete Arbeiten für ganz 
Luxemburg übernehmen würde. Das 
könnte etwa die Verwaltung des gesam-
ten Klärschlammes übernehmen oder 
ein Laboratorium bereitstellen, das alle 
notwenigen Analysen macht.

Typisch für die Syndikate ist doch, dass sie 
kaum einer politischen Kontrolle unterlie-
gen. Wenn Sie also die Syndikate stärken, 
dann schaffen Sie noch mehr Raum zwi-
schen den Gemeinden und einer Wasser-
wirtschaftsverwaltung, dessen politische 
Verantwortung Sie als Minister tragen.

J.-M.H.: Ich meine, dass dieses System 
sich selbst tragen wird in dem Sinne, dass 
wir einen höheren Wasserpreis haben. 
Wenn die Syndikate schlecht arbeiten, 
steigt der Wasserpreis. Somit haben 
wir schon einen indirekten Kontroll-
mechanismus. Da das Wasser nunmal 
zum Kompetenzbereich der Gemeinden 
gehört, kann man den Gemeinden nicht 
reinreden. Sinn macht ein nationales, 
gemischtes Syndikat mit Vertretern von 
Staat und Gemeinden, das so ähnlich 
funktionieren könnte wie die Mobili-
tätszentrale des Verkehrsministeriums. 

A.W.: Es ist schon so, dass die Wasser-
verwaltung die Syndikate kontrolliert, 
aber wir wären sicher besser dran, wenn 
wir nur vier Strukturen genau kontrol-
lieren müssten. 

J.-M.H.: Durch die Wasserrahmenricht-
linie wird die Wasserüberwachung nun 
viel anspruchsvoller, daher brauchen 
wir eine starke Wasserverwaltung. Sie 
wird nächstes Jahr an Wert, an Wich-
tigkeit zunehmen und auch strukturell 

stabiler werden müssen, um die vielen 
Herausforderungen zu meistern. Wir 
kommen hier geradezu aus dem Mittel-
alter endlich ins 21. Jahrhundert. In den 
Köpfen der Menschen war das Wasser 
immer etwas Selbstverständliches. Man 
kann doch nicht nur vom Wasser reden, 
wenn es um Wasserverschmutzungen, 
Überschwemmungen oder Katastro-
phen geht. Wasser muss auch in einer 
konstruktiven Diskussion, in einer 	
Wertediskussion thematisiert werden. 
In den Köpfen der Menschen bekommt 
das Wasser dann einen ganz anderen 
Stellenwert und sie beachten das Was-
ser viel mehr als vorher. Aber auch der 
Preis wird daran etwas ändern.

Die Wasserrahmenrichtlinie sieht auch eine 
Beteiligung des Bürgers vor. Was heißt das 
konkret?

J.-M.H.: Im Moment gibt es das Redin-
ger Wasserhaus, das ist auch eine Form 
von Dialog mit den Bürgern. Der Con-
trat de rivière soll im neuen Gesetz zum 
Partenariat de rivière werden, um aus-
zudrücken, dass es um Verantwortung 
geht. Partenariat ist ein valorisierenderes 
Wort als contrat. Unsere Erwartungen 
in dem Bereich sind groß. Die Partner-
schaften, die wir schon an der Attert 
und an der Obersauer haben, wollen wir 
weiter ausbauen. Auch hier wollen wir 
eine offensive Politik betreiben. Je mehr 
wir die Bürger einbeziehen umso mehr 
Feedback bekommen wir.

Wie soll das Kostendeckungsprinzip der 
Wasserrahmenrichtlinie in Luxemburg 
umgesetzt werden?

J.-M.H.: Wir arbeiten gerade mit Alu-
seau3 an einem Kostendeckungsmodell, 
damit alle Gemeinden den Wasserpreis 
nach der gleichen Methode bestimmen. 
Ziel ist ein harmonisierter Wasserpreis. 
Der Preis für einen m3 Wasser und Ab-
wasser wird in Zukunft voraussichtlich 
bei 4,50 Euro liegen, zuzüglich der beiden	
oben schon angesprochenen Steuern. 
Der Preis wird dann viel höher sein als	
früher. In einigen Gemeinden liegt der 
Preis jetzt schon bei 4 Euro, andere zah-
len nur die Hälfte. Wir werden jedoch 
nie exakt den gleichen Preis haben. 

Die Streuung der Wasserpreise ist extrem 
hoch. Würde sie im neuen Modell kleiner? 

A.W.: Die Streuung wird sicherlich klei-
ner werden. Es gibt Gemeinden, die auf 
einer Quelle sitzen und genügend Was-
ser haben, um sich zu versorgen. Dann 
gibt es Gemeinden, die weder Quellen, 
noch Kläranlagen besitzen und dadurch 
höhere infrastrukturelle Kosten haben. 
Und es gibt welche, die dazwischen 
liegen. Dann ist es so, dass der rela-
tive Kostenpunkt niedriger in großen 
Gemeinden mit hoher Wohndichte ist. 

J.-M.H.: So kann z. B. die Gemeinde 
Petange mit 14 800 Einwohnern auf 	
11 km2 Fläche effizienter arbeiten als 
die Gemeinde Wincrange mit nur 3 600 
Einwohnern auf 110 km2. 

Wie geht es mit der Subventionierung der 
Kläranlagen weiter? Hier besteht momentan 
bekanntlich ein großes Investitionsdefizit.

J.-M.H.: Bis 2010 dürfen wir weiter 
bezuschussen wie bisher. Danach kön-
nen wir nur noch vorbeugende und 
korrigierende Maßnahmen unterstüt-
zen. General subsidiation ist dann nach 
den EU-Regeln nicht mehr möglich. Die 
Investitionen werden dann über den 
Wasserpreis finanziert. Ein Beispiel: eine 
Gemeinde renoviert ihre Kläranlage. Sie 
nimmt ein Darlehen auf und die Inves
tition wird auf eine bestimmte Anzahl 
von Jahren amortisiert. Die Gemeinde 
weiß somit, wie viel Euro der Kubik
meter Wasser kosten muss, um die 
Schulden zurückzahlen zu können.

Das Problem ist aber, dass hier ein Ungleich-
gewicht besteht zwischen den Gemeinden, 
die ihre Kläranlage vor 2010 noch gebaut 
bekommen, und den anderen. Die schauen 
dumm aus der Wäsche.

J.-M.H.: So ist das im Leben. In Amerika 
gibt es ein Sprichwort: First come, first 
served.

A.W.: Die Abwasserrichtlinie, die bei 
uns durch ein Reglement grand-ducal 
von 1994 umgesetzt ist, sah vor, dass 
bis 1998 jede Gemeinde mit über 10 000 
Einwohnern eine Kläranlage haben 
muss. Jetzt sind wir vor dem Gerichts-
hof. Wenn eine Gemeinde, die seit 1998 
eine Kläranlagen haben müsste, sie noch 
immer nicht hat, dann kann sie jetzt 
nicht klagen, weil sie die Anlage nicht 
mehr subventioniert bekommt. Es ist 
noch nicht entschieden, wie die vorher 
angesprochene taxe de pollution aussehen 

„Politisch kommt die Privatisierung 
des Wassers für die Regierung 

nicht in Frage.“  
(Jean-Marie Halsdorf)
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soll, aber diese könnte dazu beitragen, 
dass schnell Kläranlagen gebaut werden.  

J.-M.H.: Sobald die Kläranlage gebaut 
ist, sinkt die Steuer. Hat man keine Klär-
anlage, bezahlt man eine höhere Steuer. 
Also fordert die Bevölkerung eine Klär-
anlage von ihren Bürgermeistern, um so 
eine niedrigere Steuer zu bezahlen.

Das Prinzip der Kostendeckung klingt 
zwar ganz gerecht, wie aber ist es z. B. 
mit den Nitraten aus der Landwirtschaft? 
Würde man hier das Pollueur-Payeur- 
Prinzip anwenden, dann müssten die Bau-
ern bezahlen. Sie haben aber vorhin gesagt, 
die Bauern bekämen sogar noch eine Ent-
schädigung. Wie wollen Sie denn der Bevöl-
kerung vermitteln, dass die einen bezahlen 
müssen und die Verschmutzer bekommen 
sogar noch etwas dazubezahlt ... 

J.-M.H.: ... Das habe ich so nicht gesagt. 
Ich stehe zu meiner Aussage, aber das 
will nicht heißen, dass wenn man eine 
kleine Entschädigung bekommt, man 
nichts zahlen muss. Der Landwirt 
muss vielleicht fünf Euro bezahlen und 
bekommt einen zurück, wenn er die 
Auflagen einhält. 

Wie schätzen Sie die Gefahr der Privatis
ierung des Wasserssektors ein?

J.-M.H.: Politisch kommt die Privatis
ierung des Wassers für die Regierung 
nicht in Frage. Die Bolkesteinrichtlinie 
lässt den Ländern die Freiheit, diese 
Frage national zu organisieren. Kein 
Land ist verpflichtet, das Wasser zu 
privatisieren.

Wenn aber eine Gemeinde das doch will? 
Wenn ein Lieferant sich aufdrängt, in 
Deutschland sind die z. B. sehr aggressiv.

J.-M.H.: Ich bin da total dagegen.

Aber kann man es überhaupt verhindern? 

J.-M.H.: Man muss abwarten, wel-
che Möglichkeiten wir im Rahmen der 
in Luxemburger Recht umgesetzten 
Wasserrahmenrichtlinie bekommen 
werden. Politisch gesehen lehne ich die 
Privatisierung von Wasser ab.

Wir danken für das Gespräch.

(Das Interview fand am 22. Mai 2006 statt. RK/LH)

1 Siden: Syndicat intercommunal de dépollution des 
eaux résiduaires du Nord
2 Sidero: Syndicat intercommunal de dépollution des 
eaux résiduaires de l’Ouest
3 Aluseau: Association luxembourgeoise des services 
d’eau

Wasser, Umwelt, Landwirtschaft
Als Umweltorganisation schenkt der Mouvement écologique den Auswirkungen der 
intensiven Landwirtschaft seit langem große Beachtung. Im Bereich Wasserschutz hat 
die Passivität des Staates zu einer Belastung mit Nitraten und Pestiziden geführt. Der 
Weg zu einem besseren Wasserzustand führt aber nicht nur über die Ausweisung 
von Schutzzonen, sondern auch über Kooperation mit der Landwirtschaft.

Die Hauptsorge des Mouvement ist, laut Pressemitteilungen, das Fehlen einer Stra-
tegie im Wassersektor, wie die Organisation im vergangenen Jahr den zuständigen 
Innenminister bei einer Unterredung wissen ließ.

Obwohl die Nitratbelastung im Grundwasser steige, seien immer noch keine 
Trinkwasserschutzzonen ausgewiesen worden. Die Möglichkeiten der Gemeinden 
beschränkten sich darauf, „auf freiwilliger Basis mit den Landwirten Programme ins 
Leben zu rufen, um die Stickstoffbelastung der Böden in Quellgebieten zu reduzie-
ren“. Der Innenminister stellte die Umsetzung der Trinkwasserschutzzonen und der 
Wasserrahmenrichtlinie in einem Zug in Aussicht. Dazu bemerkt der Mouvement: 
„Diese sieht die Festlegung der Bewirtschaftungspläne allerdings erst für 2009 
bindend vor. Außerdem sieht die Umsetzung die Verfassung von großherzoglichen 
Reglementen vor, bei denen wohl Widerstand aus dem Landwirtschaftsministerium 
zu erwarten ist.“

Auch in einem Grundsatzpapier von April 2005 beklagt der Mouvement die Folgen 
von mehr als zehn Jahren Stillstand: „Des Weiteren haben in der Zwischenzeit die 
Nitratwerte im Grundwasser des Luxemburger Sandsteins vielerorts den Richtwert 
von 25 mg/l für Nitrat bereits überschritten und Pestizide wie Atrazin werden eben-
falls regelmäßig im Prozentbereich des Grenzwerts detektiert.“

Als Alternative zu dem belasteten Quellenwasser greifen Gemeinden zusehends 
auf das Sebes-Wasser zurück. Wie es allerdings um die Qualitätssicherung bei der 
Sebes steht, habe der Zwischenfall im Januar 2005 gezeigt. Der Mouvement écolo-
gique schlägt unter anderem vor, dass: 

- die Regierung sich im Rahmen einer bewussten Strategie zu einem wohldurch-
dachten Mix zwischen der zentralen Versorgung durch das Oberflächenwasser 
von Esch-Sauer und einer dezentralen Versorgung durch gemeindeeigene Quellen 
bekennt;
- der nationale Plan zur Wasserwirtschaft, die Ausweisung von Trinkwasser- 
Schutzzonen und das großherzogliche Reglement zur Ausweisung von Trinkwasser-
schutzgebieten kurzfristig umgesetzt werden;
- ein Dialog u. a. mit den landwirtschaftlichen Kreisen in die Wege geleitet wird, um 
die Voraussetzungen für die Umsetzung der Schutzmaßnahmen zu gewährleisten.

Die dem Mouvement nahe stehende Asbl Oeko-Zenter war Koorganisator eines 
Seminars über Trinkwasserschutz und Landwirtschaft am 13. April 2005. Ein Vertre-
ter der Ackerbauverwaltung wies darauf hin, dass seit 2001 zahlreiche Prämien an 
die Einhaltung von Umweltauflagen gebunden sind: „Allgemein hat die Düngung so 
zu erfolgen, dass der Eintrag von Stickstoff in Gewässer, sei es Oberflächengewäs-
ser oder Grundwasser, verhindert wird. In ausgewiesenen Trinkwasserschutzgebie-
ten gelten besondere Bestimmungen, was Düngermenge und Ausbringungszeitpunkt 
anbelangt. Dies gilt insbesondere für organische Dünger.“ Die Teilnahme an speziel-
len Wasserschutzprogrammen sei besonders gut in sensiblen Gebieten, welche von 
Beratern betreut würden. Ein Agrarberater bedauerte, dass den Landwirten immer 
neue Einschränkungen auferlegt würden, ohne die notwendigen Übergangszeiten 
und Entschädigungen. Andere berichteten von Projekten, bei denen „konsequente, 
auf Partnerschaft zwischen Wasserversorger und Landwirten aufgebaute Beratung 
langfristig zum Erfolg, d. h. zu einer Senkung der Nitratgehalte im Trinkwasser“ 
geführt hat. Auch bei schwierigen Problemen, so die Schlussfolgerung des Semi-
nars, müsse man auf dem „Kooperationsprinzip auf freiwilliger Basis“ aufbauen.

(Quelle: Mouvement écologique / Redaktion: forum)


